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Agrarumweltpolitik durch Politikentflechtung

Jobst Conrad

1. Korizep tfon ei h e r Agrarum w el tpol i tik

Die folgenden Überlegungen zu einer in sich konsistenten Konzeption einer 

Agrarum weltpol it ik  zielen zunächst einmal auf eine Entflechtung und an

schließende Koordination verschiedener den A g ra rse k to r berührender Poli 

tikbereiche ab -  nicht nur auf analytischer*, sondern auch auf pol i t is c h -  

program matischer Ebene. Damit sind  zugle ich  normative - Reorientierungen 

von Pol it ik  in diesen Bereichen verbunden ( v g l . Conrad 1987, de Haen 

1987: 219):

-  Die Agrarpolitik hätte auf die a llm äh lich e  Anpassung der A grarpreise  

an Weltmarktbedingungen h in zu w irk e n , was nicht n u r  zu einer Senkung 

der Erzeugerpreise , sondern auch zum Abbau v e rz e r rte r  Preisrelationen 

führen würd e. Eine gewisse A b sicherung des Agrarm arkte s gegen k u r z 

f r is t ig e  Preisausschläge könnte die EG-Kommission durch entsprechende 

M ark tein griffe  des A n -  und Verkaufs und der Festlegung eines Interven

tionspreises gewährleisten.

-  Die Agrarsozialpolitik hätte die mit der Pre isanpassung verbundenen so

z ialen Härten durch direkte Einkommehtransfers an die betroffenen 

La n d w irte  fü r  eine ca . 10- bis 1 5 - jä h r ig e  Übergangszeit auszugle ichen. 

Eine entsprechend angekündigte und abgegrenzte Einkommenssicherung 

würde die pol i tische Durchsetzbarkei t von Pol itikprograrnmen in den an

deren landwirtschaftsbezogenen Politikbereichen e r le ic h te r n . Der p o l i t i -  

sche Preis  wäre eine im Vergleich zu änderen Wirtschaftsbereichen 

überproportionaI günstige Absicherung von La n d w irte n , was sich jedoch 

mit der von der Landw irtschaft selbst nicht zu verantwortenden Kehrt

wendung der A grarpol it ik rechtfertigen l ieße.
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-  Die Agrarstrukturpolitik hätte vor allem die F lu rb e re in ig u n g  umweltver

t rä g l ic h  zu gestalten, wie dies in einigen Fällen bereits heute ge

schieht, und d a rü b e r  h inaus in ausgeräumten Landschaften m itte l -  und 

la n g fr is t ig  eine erneute e x p liz i t  ökologische F lu rb e re in ig u n g  d u rc h zu 

fü h re n . Die e inzelbetriebliche Förderung sollte auf Kreditbe will igungen 

fü r  entw icklungsfähige Betriebe beschränkt werden, ansonsten sich aber 

auf die Förderung des ökologischen, integrierten La ndbaus, auf ent

sprechende Umstellungsbeihilfen und die F in a n zie ru n g  von B ew irtschaf-  

tungsbei trägen fü r  zusätzliche Umweltschutz- und Landschaftspflegemaß

nahmen von Landw irten ( z . B .  im Rahmen des Bergbauern-Program m s und 

der E ff iz ienzvero rdnun g der EG) k o n zentrieren. Mit dieser Reorientie- 

run g  der A g ra r s tru k tu rp o l  it ik  würden manche ihrer  bisherigen negativen 

Umweltwirkungen -  durch einseitige Bevorzugung größerer Betriebe mit 

der Ausweitung ökologisch problematischer Wirtschaftsweisen, wie z . B .  

die Umstellung auf G üllew irtschaft -  vermieden.

-  Die regionale Strukturpolitik hätte die wirtschaftliche Lebensfähigkeit  

län dlich er Räume vo r  allem durch die Förderung des endogenen Ent

w icklungspotentials zu stützen, wobei die La ndwirtschaft eine Komponen

te unter mehreren ist.  Lä ndliche  Regionen ohne ausreichende Entw ick

lungsmöglichkeiten sollten nicht künstlich  hochgepäppelt werden, ihren 

Bewohnern sollte jedoch f ü r  fehlende Möglichkeiten eine generelle ( d . h .  

nicht die La ndw irtschaft  spezifisch betreffende) Zulage aus Bundes- 

bzw. Landesmitteln zukommen ( z . B .  ähnlich  der B e r l in -Z u l a g e ) .  Außer

dem wäre in dünn besiedelten Gebieten ein Minimum an I n f r a s t r u k t u r -  

e inrichtungen und an Landbew irtscha ftun g bzw. Landschaftspflege z u r  

Vermeidung von Umweltschäden zu gewährleisten. Umgekehrt sollte die 

Raumordnungspolitik z u r  räumlichen Tren nung miteinander u n ve re in b a re r  

Formen der L a n d -  und Ressourcennutzung beitragen ( z . B .  Gemüseanbau

gebiete und T r in k w a s s e r g e w in n u n g ) .

Erst vor  dem H in tergrund solcher Pol i t ikorientierungen sind agrarum w elt 

polit ische Regulative angemessen zu beurteilen und rational einsetzbar 

(Schmitz 1987). Die Agrarumweltpolitik sollte zunächst flächendeckend mit 

Hilfe ökonomischer Anreize (Steuern und Abgaben) umweltverträgl iche 

La ndw irtschaft durch Internal isierung der Umweltkosten fördern und damit
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zugleich Mittel f ü r  die Beseitigung von Umweltschäden sicherste llen . Zwei

tens sollte sie lokal bzw . regional durch spezifische Auflagen und admi

n is tra t iv e  Maßnahmen Umweltgüter schützen, die durch unspezifische Um- 

weltsteuern und -a b g a b e n  nicht gesichert werden können.^ Drittens sol lte

sie die Chancen von moral suasion zugunsten u m w e ltve rträ g lic he r La n d b e -
o

w irtschaftung voll  nutzen , jedoch auf Bereiche ko nzentrieren, in denen 

die ökonomische Interessen läge des La n d w irts  dem nicht entgegensteht. 

Auch wenn der L a n d w irt  nicht n u r  als  homo oeconomicus a g ie rt ,  kann 

doch unterstellt  werden, daß diese Rolle sein Bewirtschaftungsverhal.ten 

heute weitgehend1 bestimmt.

Da die Aufgaben e iner Umweltberatung .bereits v ielfach in der L ite ra tu r  

erörtert wurden und die Palette diesbezügl icher Maßnahmen sta rk  von den 

jeweiligen ' S ta n d o rt -  und Bewirtschaftungsbedingungen a b h ä n g t ,  konzen

trieren sich die ^folgenden Ausführungen auf die jn der  ̂A g r a r - L i t e r a t u r  

b is lan g  weniger b re it  d iskutierten ökonomischen Anreize im Rahmen der 

Agrarumwel tpol i t i k .

2. Ökonomische Anreize als Instrumente 'der Agrarumwel tpol i t i k

Da Ökonomische Anreize n u r  dann ein s innvolles P olitikinstrum ent darstel

len, Wenn sie wirksam und p ra ktikabel sind und im Vergleich zu adm ini

strativen Auflagen keinen hohen Kontrol lauf wand e rfo rd e rn , sol I ten sich 

die auf die Internal is ierung der Umweltkosten abzielenden Maßnahmen auf 

im wesentlichen v ie r  Steuern (negative ökonomische Anreize) beschränken:

( a )  Stickstoffsteuer auf Handelsdünger von c a .  2 DM/kg N und Phosphat

steuer auf Handelsdünger von ca . 1 D M /k g P ^ Q ^

Dazu gehören auch die Festlegung von Regeln umweltschonender Landbe
w irtschaftung und die E in fü h ru n g  von BetreiberpfIichten ( v g l .  SRU 
1985).

Hierzu gehört zunächst einmal die verbesserte personel le und ressour
cenmäßige Ausstattung der O ff iz ia lb e ra tu n g ,  die *•»e in ze lb ä trfo b l ich e . Ge
samtbetriebsberatungen unter B erücksichtigung von Umweltbelangen 
überhaupt erst möglich macht.
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(b )  eine abgestufte Steuer (e i n - ,  z w e i -  und v ierfacher Satz) auf Pestizide 

und T ie rp h a rm a ze u tik a  je nach ihrem G efährdungsgrad f ü r  die Um

welt'*

(c )  eine Steuer von ca .  200 DM/ha fü r  eine Viehbesatzdichte über 2 GVE/ 

ha je angefangener GVE/ha^ (GVE = Großvieheinheit)

(d )  eine abgestufte Landschaftssteuer von 50 bzw. 100 DM/ha f ü r  Betriebe 

mit fehlenden lokalen Biotopen u . ä .  und mit Schlägen über etwa 

2 h a . 5

Mit der Erhebung dieser mit begrenztem Verwaltungsaufwand verbundenen 

Steuern werden zunächst einmal der ökologische und integrierte  La ndbau, 

generell die "low input" und die gemischten Bewirtschaftungsweisen be

g ü n s t ig t .  Die Steuerhöhe sollte so bemessen sein, daß der L a n d w irt  um

w e ltve rträ g lich e  Formen der Landw irtschaft  aus w irtschaftlichen Gründen 

v o r z ie h t .5

Mit der Begrenzung der negativen ökonomischen Anreize auf diese v ie r  

Steuern w ird  zugleich  eine Tre n n u n g s lin ie  gezogen zwischen den vom p h y 

sischen Verursacher zu entr ichtenden Umweltkosten und den fü r  weiterge

hende Umwelt - und Naturschutzmaßnahmen anfallenden Kosten, die von der 

Allgemeinheit bzw . dem Nutznießer aufzubringen s in d .  Hierzu gehören die 

Kosten fü r  die E in r ic h tu n g  ökologischer Ausgleichsflächen und B iotopver-

Davon unbe rührt  bleibt die D urchführung einer Umwel tv e rträ g l  ich keits -  
p rüfun g  bei der Zulassung von Pflanzenbehandlungsmitteln und T ie r 
pharm azeutika .

Damit w ird  das schwierige Problem einer Güllebesteuerung umgangen.

Diese von den lokalen Behörden einzutreibende Steuer ist a d m in is tra t iv  
am aufwendigsten, aber mit entsprechenden kartographischen Unterlagen 
und einem gewissen Han dlungsspielraum  der Vollzugsbehörden umsetzbar.

Im Rahmen der h ier  vorgetragenen Modellbetrachtung sind Probleme der 
verfassungsrechtl ichen Zulä ssigk eit  der G leichbehandlung der Steuersy
stematik von solchen Umweltsteuern sekundär, zumal sie durchaus lös
b a r  erscheinen.
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7  . .
bundsysteme , f ü r  die Entlohnung f ü r  La ndschaftspfle ge- und N atursch utz -

Q
maßnahmen und f ü r  Ausgleichszahlungen f ü r  Beschränkungen und A ufla 

gen z . B .  in Wasserschutzgebieten ( v g l .  Knauer 1987).

3> Direkte Steuerwirkungen -  ein Überblick

Betrachtet man die Auswirkungen dieser Steuern auf die einzelnen für  die 

La n d w irtsch a ft  relevanten Umweltschutzgüter, so e rg ib t  sich -  stark v e r 

einfacht -  etwa folgendes B i ld :

-  Die Stickstoffisteuer w ird  zu einer gewissen Verschiebung in der Wahl 

der A n baufrüchte, jedoch nicht zu einem starken Rückgang des Stick

stoffdüngerei nsatzes -  speziell im Bereich der problematischen Sonder

kulturen  des Gemüse- und Weinbaus -  fü h re n .  Daher würden über diese 

Steuer im wesentl ichen n u r  die Mittel aufgebracht, um erforderliche zu 

sätzliche Maßnahmen der Wasserwirtschaft indirek t  zu f in a n zie re n .

-  Über die Auswirkungen einer Phosphatsteuer auf die La ndbewirtschaf

tung existieren kaum Untersuchungen. Auch hier  ist zu vermuten, daß 

der Phosphatdüngere? nsatz n u r  wenig zurückgehen w ir d ,  so daß eine 

geringere  Eutrophierung  von Oberflächengewässern seitens der L a n d w irt 

schaft n u r  begrenzt zu erwarten ist .

-  Die Pestizidsteuer dürfte im Verbund mit re s trik tive n  ZuIa ss u n gsb e d in - 

gungen deutl iche Effekte f ü r  den Gewässer- und Bodenschutz e rb r in g e n .

-  Die kombinierte Wirkung von Steuern auf Tierpharmazeutika und Viehbe
satzdichte sollte die Chancen f ü r  eine artgerechtere, aber sicher immer 

noch weitgehend automatisierte T ie r h a lt u n g  und -  in Verb in d u n g  mit der

Angesichts des Rückgangs der Boden- und Pachtpreise e iner A g ra r p ro 
duktion unter Weltmarktbedingungen wären die Kosten f ü r  Erwerb oder 
Pacht diesbezügl ¡eher Flächen weit g e r in g e r  als  heute.

8 Außer in speziel len Lagen und in der Anfangsphase ist mit ca .  einer 
A rb e itsk ra ft  je 200 ha zu rechnen, was etwa der Betriebsgröße moderner 
gesunder Ackerbaubetriebe e n ts p ric h t .  Von daher stel lt  die Landschafts
pflege keine echte EinkommensaIte rn a t ¡ve f ü r  die Mehrzahl der heutigen 
Iandw irfschaftl ichen K le in -  und Mittelbetriebe d a r .
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Stickstoffsteuer -  f ü r  eine V e rr in g e ru n g  des G üllean fa lls  deutlich erhö

hen, ohne jedoch entsprechende rechtliche Vorschriften im Bereich von 

Tierschutzgesetz und Gül leverordnung einschließlich  ausreichender Über

wachung überflüssig zu machen ( v g l .  Te h e ra n i -K rö n n e r  1987).

-  Die Landschaftssteuer dürfte das notwendige Minimum an raumwirksamen 

Vorkehrungen der Landw irtschaft  zugunsten des A r te n -  und Biotopschut

zes gewährleisten sowie zusätz lich  die Gestaltung bzw . E rh a ltu n g  einer 

abwechslungsreichen K u ltu r la n d s c ha ft .  Darüber hinausgehende und d r in 

gend notwendige Naturschutzmaßnahmen ( v g l .  Hampicke 1987, Knauer 

1987) wären als eigenständige, weniger der Agarum w eltpolit ik  zuzurech

nende Schritte einer Umwelt- und N aturschutzpolit ik  anzusehen.

-  Die H a up tw irkung  fü r  den Umweltschutz dürfte von der durch diese 

Steuern, die rechtlichen Auflagen und die Umweltberatung zusammen in 

duzierten allmählichen Verschiebung der La ndbew irtschaftung in Rich

tung umweltschonender Bewirtschaftungsformen ausgehen, wobei die pa 

ral le l  erfolgende Agra rp re isse n k u n g  zusätzliche Anreize fü r  eine Dein- 

tensiv ierung  setzt. So hätte etwa ein Betrieb des ökologischen Landbaus 

im allgemeinen (fast)  keine dieser Steuern zu zahlen, die f ü r  einen mo

dernen A c k e rb a u -  oder V iehhaltungsbetrieb in seiner gegenwärtigen 

Form hingegen leicht 500 DM/ha und mehr ausmachen könnten.

-  F ü r  den Gewässerschutz, den Bodenschutz, den Tie rschutz  und den Na

turschutz wäre von den v ie r  Umweltsteuern ein gewisser Beitrag zu e r 

w arten. In bezug auf L u f tr e in h a ltu n g ,  Lebensm ittelqualität , Bodenero

sion und Energieein sparun g dürfte ih r  Beitrag dagegen gering  sein. 

Probleme der Bodenverdichtung, des GrünIandum bruchs und des weiter

reichenden Artenschutzes werden durch die Steuern kaum gelöst.

Während durch den (a l lm ä h lich e n )  Verzicht auf Garantiemengen und Preis

stützungen das d urchschnitt l iche  Preisniveau der Erzeugerpreise um gut 

25 % sinken dürfte, würde die Internal isierung der Umweltkosten sie w ie -
g

derum um ca . 15 % anheben. Um diese Kostenüberwälzung zu ermöglichen,

g
Dies v a r i ie r t  stark je nach P rodukt; zugleich w ird  der Selbstversor
g u ngsgrad in einigen Bereichen auf deutlich unter 100 % sinken ( v g l .  
Bückwell et a l .  1982, Conway 1986, Castle et a l .  1985).
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wären f ü r  ( ve rg le ic h b a re )  Agrarim po rte  entsprechende Zölle  zu erheben, 

was polit isch und p ra ktisch  den problematischsten Punkt in der hier v o r 

gestellten agrarumweltpol itischen Konzeption ausmachen d ü rfte .

4. Bereichsbezogene Fol gewirkungen

Betrachtet man die A usw irk ungen dieser stark auf die In te rn a lis ie ru n g  

von Umweitkosten durch Pauschal steuern abhebenden Agrarumwel tpol it ik  

auf and e re  Bereiche, so ist -  ebenfalls stark vereinfacht -  in etwa fol

gendes zu e rw a rten:

-  Der Agrarstrukturwandel w i rd  durch die veränderte  A gra rp re is p o l  i t ik  

beschleunigt und durch die härtere Ag ra ru m w e lfp o lit ik  kaum gebremst. 

Benachtei iigte Gebiete müssen mit einem weitreichenden Rückzug der 

L a n d w irts c h a ft ,  zum Teil zugunsten des Naturschutzes, rechnen. Durch

schnittl iche  Betriebsgrößen von 200 ha f ü r  Vol Ierwerbsbetriebe sind 

wahrscheinI i c h . Nebenerwerbsbetriebe werden jedoch nicht d is k r im in ie rt  

und Sind durchaus lebensfähig. Die Zahl der gemischten Betriebe und 

der Betriebe des ökologischen La ndbaus nimmt rasch z u .

-  Die staatlichen Agrarbudgets werden -  v o r  allem nach der Übergangs

zeit von 10 bis 20 Jahren forc ierter A g ra rso z ia lp o l it ik  -  erhebl ich ent

lastet, wodurch Mittel f ü r  andere Zwecke frei werden.

-  Volkswirtschaftlich ist das gesamte Konzept eindeutig  p o sit iv  zu be

werten .

-  Die regionale Strukturpolitik muß den ländlichen Raum d u rc h  differen

zierte Maßnahmen absichern, so daß durch rä u m lic h -fu n k tio n a le  Diffe

renzierungsprozesse keine sozial unangemessenen Folgekosten erit-
, . 10stehen.

In d e r  EG liegt der Anteil d e r  La ndw irtschaft  mit wenigen Ausnahmen 
in allen Regionen unter 20 % der Beschäftigten und unter 10 % des re
gionalen Sozialprodukts , so daß regionale D isparitäten p r im ä r  weder 
a g ra r p o l i t is c h  verursacht sind noch gelöst werden können.
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-  F ü r  den Endverbraucher w ird  sich weder p r e is l ic h ^  noch qua litäts m ä

ßig ein g ra v ie re n d e r  Unterschied zum status quo ante ergeben. F ü r

ihn w ird  sich jedoch die Landschaft wieder abwechsl ungsre icher und 
12bunter darste lle n .

-  F ü r  das Agrobusiness dürften die Folgewirkungen einer solchen Neu

o r ien tierung  der A g ra r (u m w e lt )p o l  i t ik  mit wirtschaftl ichen Verlusten und 

der Notwendigkeit zu innovativem Verhalten ( z . B .  biologischer P flanzen

schutz, Gesamtbetriebsberatung) verbunden sein.

-  F ü r  die Entwicklungsländer sind in der Tendenz günstige Ausw irk ungen 

zu erw a rten.

Von daher ist die E rg ä n zu n g  der h ier skizzierten Agrarumweltpol i t ik  

durch eine den Nahrungsmi ttelbereich betreffende Gesundheits- und Le

bensmittelpolitik erforderl ich, die Anreize und Vorschriften f ü r  eine Ver

besserung der Lebensmi ttel quäl i tät, der Qual i tätskri terien, der Q u a litä ts 

kontrolle  und der Ernäh ru n gsge w o h n h e iten setzt.

5. Zusammenfassung

F ü r  die h ier vorgestellte agrarumwel tpol i tische Konzeption sind im Hin

b lick  auf das vorherrschende Pol it ikmuster folgende Punkte festzuhalten:

-  Von den Instrumenten her ist die Konzeption nicht festgelegt, prä fe rie rt  

jedoch als Grund lage Steuern (b z w .  Abgaben) gemäß der dominanten Lo

gik  m arktw irtschaftl  ¡eher Gesellschaftssysteme, um so den Markt über 

die Einzelheiten in A b hä n gigke it  von den jeweiligen Präferenzen der 

Akteure entscheiden zu lassen.

Der Anteil der Landw irtschaft  ohne Vorleistungen am Verkaufspreis von 
Lebensmitteln liegt d u rch sch n itt l ic h  n u r  bei ca. 20 %.

12
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-  Die Konzeption setzt auf getrennte, jedoch aufeinander abgestimmte Po- 

I i tiken fü r  spezifische Bereiche und spric ht  sich gegen Si mul tan pol it ik 

im A grarsekto r aus. Dies hat mit dessen Geschichte und S tru k tu r  zu tun 

und g i l t  nicht p r i n z i p i e l l .

-  Während die A g r a r p o l i t ik  in reduziertem Umfang (Stabi I is ie rung  gegen

über W eltmarktfluktuationen) weiterhin auf EG-Ebene angesiedelt ist und 

sein sollte, ist das vorgestellte Konzept g ru n d sä tzlich  offener; es setzt 

vermehrt auf nationale und regionale  Kompetenz bei V e rb le ib  der Ab

stimmung und Harmonisierung von Maßnahmen auf höherer E G -E b e n e .*^

-  Bei der Programmimp fernen tat ion setzt die Konzeption auf ein halbwegs 

kooperatives Verhalten von A g r a r - ,  Umwelt - und Steuerbehörden sowie 

A g r a r -  und Umweltverbänden. Sie ist nicht darauf  festgelegt,  daß be

stimmte konkrete Aufgaben n u r  von einer Institution übernommen werden 

können, wöbei die Delegation hoheitl icher Funktionen seibstverständIich  

begrenzt bl ei ben m uß.

-  Die Konzeption räumt dem Umweltschutz einen hohen politischen Stellen- 

wert ein und v e rla n g t  auch in h a lt l ic h e  Vorgaben seitens der Polit ik ,  so 

daß sie sich nicht auf pro zedurale  Maßnahmen und bloßes Aufnehmen 

von Ergebnissen des polit ischen Kräftespiels und der B a rg a in in g -P r o z e s 

se der Interessengruppen beschränken k a n n .

-  Die Konzeption bemüht sich um innere Konsistenz, e indeutige Program

matik, Effiz ienz und a d m in istra tive  P r a k t ik a b i l i t ä t .  Sie ist auf sozialen 

Konsens und rationalen Diskurs bei der Lösung von Konf I i kt lagen ange

wiesen, zumal sie im Vergleich zum Status quo ante eindeutig  redist.ri -  

b u t iv  wirken w ürde.

-  Die heroische Annahme ist die ih r e r  polit ischen Durchsetzbark eit .  Diese 

ist nach al lern praktischen Wissen und allen pol itikwissenschaftl ichen 

Erkenntnissen derzeit  nahe Nü 11. I n sofern kann i h r  wohl n u r  ei ne L e i t -

Die Erhebung des. angesprochenen Schutzzolles wäre g le ic h fa l ls  auf E G -  
Ebene zu regeln.

235



bildfunk tio n  zukommen, an der sich pragmatischere agrarumweltpol i t i 

sche Konzepte messen sollten.
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